Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 
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Nr. 10 Ausgegeben Danzig, den 31. Januar 1923 


Inhalt. Verordnung zur Aenderung der Poſtordnung (S. 161). — Verordnung über den Jahresarbeits⸗ 
verdienſt der in der Kauffahrteiflotte, auf Kabeldampfern und Schulſchiffen ſowie in der Hochſeefiſchereiflotte beſchäftigten, nach 
dem vierten Buche der Reichsverſicherungsordnung verſicherungspflichtigen Perſonen (S. 162). — Feſtſetzung der Poſtgebühren 
im Verkehr mit dem Ausland (außer Beutjchland, dem Memelgebiet und Polen) S. 163). — Verordnung betreffend 
Aenderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchließlich Polniſch⸗Oberſchleſien) (S. 163). — Verord⸗ 
uung betreffend Aenderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchließlich Polniſch-Oberſchleſien) (S. 163). — 
Geſetz zum Erlaß eines Geſetzes betrefſeud Erhöhung der Tarifſätze im Güter und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im 
Gebiete der Freien Stadt Danzig (S. 164). Verordnung zur Abänderung der Verordnung über die Freimachung von 
Arbeitsſtellen vom 2. Mai 1919 (S. 164). 


32 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 23. 1. 23. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 277 ff.) mit ſofortiger Wirkung wie 
folgt geändert: 
1. Im $ 7 „Druckſachen“ iſt im Abſatz XIII ſtatt „50 Pf.“ zu ſetzen: 1 M. 
2. Im $ 22 „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“ iſt im Abſatz VI unter 2 ſtatt „nach 
VA unter 2“ zu ſetzen: nach VA unter 1 und 2. 
3. Im $ 28 „Zeitungsvertrieb“ iſt im Abſ. II unter e zu ſtreichen: oder für zwei aufeinander⸗ 
folgende Monate, . 
ferner iſt der letzte Satz: Ob in beſtimmten Fällen uſw. zu ſtreichen. 
Am Schluſſe des Abſ. iſt nachzutragen: 
d) einmonatige, beginnend mit dem 1. jedes Monats. 
Ob in beſtimmten Fällen noch kürzere Friſten zuzulaſſen ſind, entſcheidet die Poſtverwaltung. 
4. Im Abſ. III dieſes 8 (28) erhält der erſte Satz folgende Faſſung: 
III. Die Zeitungen müſſen bei der Poſtanſtalt beſtellt werden, in deren Bezirk ſie 
abgetragen oder von der ſie abgeholt werden ſollen. 
5. Im Abſ. W dieſes S (28) iſt am Schluſſe des erſten Unterabſatzes hinter „Oktober“ nach Er- 
ſetzung des Punktes durch einen Beiſtrich in neuer Zeile nachzutragen: 
bei einmonatig zu beziehenden Zeitungen: zum 1. jedes Monats. 
6. Im Abſ. VII dieſes 8 (28) iſt im zweiten Satze hinter „Zeitungsgebühr“ einzufügen: und, 
wenn es ſich um abzutragende Stücke handelt, das Zeitungsbeſtellgeld. 
In demſelben 8 (28) erhält der Abſ. VIII folgende Faſſung: 
VIII. Die Zeitungsbezugsgelder werden durch die Verlags-Poſtanſtalt unter Abzug der 
der Poſtverwaltung für die Bezugszeit geſetzlich zuſtehenden Gebühren zunächſt 
in abgerundeten Summen an den Verleger ausgezahlt, und zwar 
a) für die vor Beginn der Bezugszeit beſtellten Zeitungsſtücke innerhalb der 
erſten 7 Tage der neuen Bezugszeit, 
b) für die im Laufe der Bezugszeit beſtellten Zeitungsſtücke in angemeſſenen, 


von der Poſtverwaltung zu beſtimmenden Zeiträumen. 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 2. 1928). 


— 


En 
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Die endgültige Abrechnung mit dem Verleger erfolgt erſt nach Ablauf 
der Bezugszeit und zwar 
über ganzjährig zu beziehende Zeitungen 
im Januar, 
über halbjährig zu beziehende Zeitungen 
im Juli und Januar, 
über vierteljährig und einmonatig zu beziehende Zeitungen 
im April, Juli, Oktober und Januar. 
8. In u beniſaben $ (28) erhält der Abſ. X die Bezeichnung: XI, als neuer Abj. X ift einzufügen: 
X. Wird durch Verbot der Zeitung oder dadurch, daß der Verleger die Zeitung nicht 
liefert oder ihre Herausgabe einſtellt oder unterbricht, die Poſt verhindert, die 
Zeitung den Beziehern zuzuſtellen, ſo werden die Bezieher mit etwaigen Anſprüchen 
auf Rückzahlung von Bezugsgeldern an den Verleger verwieſen. 


Danzig, den 23. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


33 er Verordnung 

über den Jahresarbeitsverdienſt der in der Kauffahrteiflotte, anf Kabeldampfern und Schul⸗ 

ſchiffen ſowie in der Hochſeefiſchereiflotte beſchäftigten, nach dem vierten Buche der Reichs 
verſicherungsorbnung verſicherungspflichtigen Perſonen. Vom 19. 1. 23. 

Auf Grund des § 1245 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes über 
die anderweitige Feſtſetzung der Leiſtungen und der Beiträge in der Invalidenverſicherung vom 4. Oktober 
1921 (Geſetzbl. S. 160) wird folgendes beſtimmt: 

ö 8 1. 

Für die Zugehörigkeit z den Lohnklaſſen gilt als Jahresarbeitsverdienſt 

für Schiffsjungen ein Betrag von mehr als 324000 bis 432000 Mark, 


für Jungmänner, Leichtmatroſen, Meßraumſtewards ein Betrag von mehr als 432000 bis 

576000 Mark, 

für Kochmaäate, Schlachter und Bäcker ein Betrag von mehr als 576000 bis 720000 Mark, 

im übrigen ein Betrag von mehr als 720000 Mark. 

N 8 2. 
Dieſe Beſtimmungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 1923 ab in Kraft. Mit dem gleichen 
Tage treten die Beſtimmungen der Bekanntmachung vom 22. September 1922 über den Jahresarbeits⸗ 
verdienſt der in der Kauffahrteiflotte, auf Kabeldampfern und Schulſchiffen ſowie in der Hochſeefiſcherei— 
flotte beſchäftigten, nach dem vierten Buche der Reichsverſicherungsordnung verſicherungspflichtigen Perſonen 
(Geſetzbl. S. 450) außer Kraft. 
Danzig, den 19. Januar 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
34 Die Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland, dem Memelgebiet und 
Polen) werden vom 1. Februar 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 
JJ EEE 200 M, 
für jede weiteren 20 g 


Poſtkartennn 
Druckſachen für je 50 g 


* 


5 


* 
ER 
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Blindenſchriftſendungen für je 500g e. 20 M, 
„ 0 ee 40 M, 
„ ß ß 200 M, 
® arnpeoben üer err en a 40 M, 
minbeftend" aber 80 M. 

Die Gebühr für nicht⸗ oder unzureichend 8 Briefjendungen 
beträgt das Doppelte des Fehlbetrags, mindeſtens aber 120 M, 
die Eilbeſtellgebühr für Briefſendunge nn 400 M, 
die Gewichtsgebühr für Wertkäſtchen für je Con. 80 M, 
BRDEHLENR DOES ee 400 M, 
die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu erheben 40 M, 
die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahmnee 60 M, 


die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier .. 120 M, 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier . 80 M. 


Danzig, den 22. Januar 1923. 


Poft: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
J. V. Nordmann. 


35 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchließlich 
Polniſch⸗Oberſchleſien). Vom 25. 1. 23. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzblatt S. 47.) wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 
Vom 1. Febrnar 1923 an beträgt die Telegrammgebühr im Verkehr mit Polen (ausſchließlich 
Polniſch⸗Oberſchleſien) auf allen Entfernungen 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen 60 M für jedes Wort, mindeſtens 600 M, 
b) bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 
Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (ausſchl. 
Polniſch⸗Oberſchleſien) vom 5. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 46) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 25. Januar 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der es Stadt Danzig. 


Zunder.“ 


36 Verordnung 


betreffend Anderung der Ferngeſprächsgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchließlich 
Polniſch⸗Oberſchleſien). Vom 25. 1. 23. 
Auf Grund des 8 11 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 133 ff.) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 


Vom 1. Februar 1923 an betragen die Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen (ausſchließ⸗ 
lich Polniſch-Oberſchleſien) für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 


für die Entfernung bis 20 Mm. 300 M 
IR x o N 600 M 
„ 10 H 990 M 


und für jede angefangenen weiteren 100 km 450 M. Ueberſchreiten die Geſpräche die Dauer von 
3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überſchießende Zeit nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 
3 Minuten berechnet. 

Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. 


164 
Die Entfernungen werden von Vermittlungsſtelle zu Vermittlungsſtelle nach der Luftlinie N 


Die Verordnung betreffend Auperung der 8 e im Verkehr mit Polen (aus- 
ſchließlich Polniſch⸗Oberſchleſien) vom 5. Januar 1923 (Geſetzbl. S . 46) tritt gleichzeitig außer Kraßß⸗ 


8 Danzig, den 25. Januar 1923. 
E- Poft: und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Er, Zander. 


0 37 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 

. Geſetz 

* betreffend Erhöhung der Tariſſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im 
. Gebiete der Freien Stadt Danzig. Vom 27. 1. 23. 


= Artikel J. 


3 Der Senat wird ermächtigt, mit Wirkung vom J. Januar 1923 der Erhöhung der z. Zt. auf 
2 den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig geltenden Tariffäge im Güterverkehr um 70 v. H. 
und im Tierverkehr um 60 v. H. zuzuſtimmen. 

i Artilel II. 

1 Dies Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 


* N Danzig, den 27. Januar 1923. 


4 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
3 Dr. Ziehm. Runge. 


38 


* 


d Verordnung 
* zur Abänderung der Verordnung über die Freimachung von Arbeitsstellen vom 2. Mai 1919 


u Auf Grund der Verordnung des Reichsminiſteriums für wirtſchaftliche Demobilmachung vom 
3 28. März 1919 über die Freimachung von Arbeitsſtellen während der Zeit der wirtſchaftlichen Demobil⸗ 
machung und auf Grund der Verordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 1. Dezember 1919 (R. G. 


. Bl. S. 1935 Nr. 232) wird § 1 der Verordnung vom 2. 5. 19 über die Freimachung von Arbeitsſtellen 
: wie folgt geändert: 


e 84. 
3 Allen Arbeitgebern, die in Danzig, Emaus, Ohra, Klein- und Groß- Walddorf oder Bürger- 
* wieſen männliche oder weibliche Angeſtellte oder Arbeiter beſchäftigen, wird aufgegeben, die von ihnen 


. beſchäftigten Arbeitnehmer zu entlaſſen, welche 
= 1. nicht auf Erwerb aus dieſer Beſchäftigung angewieſen oder 


a 2. ſeit dem 10. Januar 1920 nach Danzig oder einem zu feiner Umgebung gehörigen Orte (8 16) 
. zugezogen ſind. 
3 In dem Falle des Abſ. 1 Nr. 2 darf die Entlaſſung nicht angeordnet werden, wenn der Arbeit- 
ö nehmer Schwerbeſchädigter iſt oder am 31. 3. 1919 an ſeinem derzeitigen Wohnorte mit ſeiner Familie 
. einen gemeinſchaftlichen Hausſtand geführt hat und noch führt. 

Se Die Verordnung tritt am 4. Tage nach ihrer Verkündigung in Kraft. 


Danzig, den 15. Januar 1923. 
Demobilmachungsausſchuß. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


